
 

  

S 26 AY 36/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Niedersachsen-Bremen
Sozialgericht Landessozialgericht Niedersachsen-

Bremen
Sachgebiet Asylbewerberleistungsgesetz
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Abtretungsverbot

Beiladung
Dolmetscherkosten
Fallpauschale
Gesundheitsleistungen
Kenntnisgrundsatz
Kostenübernahmeerklärung
Nothelfer
Rechtsbindungswillen
stationäre Behandlung

Leitsätze 1. Der Erbringer einer medizinischen
Behandlung (hier ein Krankenhausträger)
hat grundsätzlich keinen eigenen
Anspruch gegen den Leistungsträger
nach dem AsylbLG auf Übernahme der
mit der Behandlung einhergehenden
Kosten (hier verneint für isoliert geltend
gemachte Dolmetscherkosten).
2. Zur Auslegung von behördlichen
Kostenübernahmeerklärungen betreffend
Gesundheitsleistungen nach §§ 4, 6
AsylbLG

Normenkette AsylbLG § 10a Abs 2 S 1
AsylbLG § 10a Abs 3 S 1
AsylbLG § 10a Abs 3 S 4
AsylbLG § 3
AsylbLG § 4 Abs 1
AsylbLG § 6 Abs 1 S 1 Alt 2
AsylbLG § 6a
AsylbLG § 6b
SGB V § 264 Abs 1
SGB XII § 17 Abs 1 Satz 2
SGB XII § 18
SGB XII § 25
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1. Instanz

Aktenzeichen S 26 AY 36/17
Datum 10.05.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AY 24/21
Datum 26.09.2023

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Oldenburg
vom 10. Mai 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt auch die Kosten fÃ¼r das Berufungsverfahren.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Der Streitwert fÃ¼r das erst- und zweitinstanzliche Verfahren wird jeweils
auf 523,60 â�¬ festgesetzt.

Â 

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin begehrt als TrÃ¤gerin des Klinikums H. die Ã�bernahme von im
Zusammenhang mit stationÃ¤ren Behandlungen angefallenen Dolmetscherkosten
von insgesamt 523,60 â�¬.

Am 25.7.2016 wurde im Klinikum H. die 2011 geborene I. J. (im Folgenden: B), die
mazedonische StaatsangehÃ¶rige ist, am 2.9.2015 nach Deutschland mit ihren
Eltern einreiste und entsprechend der Zuweisung im Asylverfahren (Bescheid der
LandesaufnahmebehÃ¶rde Niedersachsen â�� LAB â�� Standort Bramsche vom
14.9.2015) im Kreisgebiet des Beklagten lebte, aufgrund einer Ã�berweisung des
Facharztes fÃ¼r Kinder- und Jugendmedizin Dr. K. vom 6.7.2016 stationÃ¤r u.a.
zum Zwecke der Anfertigung eines cerebralen MRTs unter Narkose â�� geplant
fÃ¼r den 27.7.2016 â�� aufgenommen. Am selben Tag wurde ein von der KlÃ¤gerin
beauftragter Dolmetscher tÃ¤tig, um den nicht deutschsprechenden Eltern der B
das medizinische AufklÃ¤rungsgesprÃ¤ch zu Ã¼bersetzen. B bezog seinerzeit
Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG von dem Beklagten (Bescheid vom 14.6.2016). Am
27.7.2016 wurde der 2008 geborene, ebenfalls Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG
beziehende und im Kreisgebiet des Beklagten lebende Bruder der B â�� L. M. (im
Folgenden: A) â�� aufgrund einer auf den 6.7.2016 datierenden kinderÃ¤rztlichen
Ã�berweisung gleichfalls stationÃ¤r im Klinikum H. aufgenommen. Am 27. und
29.7.2016 wurde auch insoweit im Rahmen Ã¤rztlicher GesprÃ¤che mit den Eltern
ein von der KlÃ¤gerin beauftragter Dolmetscher tÃ¤tig.Â Â Â Â Â  
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Der Beklagte teilte der KlÃ¤gerin nach Eingang der Ã�berweisungen mit zwei
getrennten Schreiben vom 14.7.2016 mit, dass er gemÃ¤Ã� Â§ 4 AsylbLG die
Kosten der stationÃ¤ren Behandlung fÃ¼r B bzw. A â��vom 25.7.2016 bis
voraussichtlich 27.7.2016â�� bzw. â��28.7.2016 bis voraussichtlich 29.7.2016â��
in HÃ¶he des allgemeinen Pflegesatzes nach Â§ 3 der Bundespflegesatzverordnung
(BPflVO) i.V.m. Â§ 17 Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) ohne Wahlleistungen
Ã¼bernehme. Mit anwaltlichem Schreiben vom 8.8.2016 forderte die KlÃ¤gerin den
Beklagten auf, eine KostenÃ¼bernahme auch fÃ¼r die Dolmetscherkosten zu
erklÃ¤ren, nachdem am 21.7.2016 E-Mail-Korrespondenz zwischen dem
Ã�bersetzungsbÃ¼ro und dem Beklagten stattgefunden hatte, in deren Verlauf der
Beklagte auf eine Kostentragungspflicht der KlÃ¤gerin verwiesen hatte. 

Am 5.10.2016 Ã¼bersandte die KlÃ¤gerin dem Beklagten eine Rechnung des
Ã�bersetzungsbÃ¼ros vom 9.8.2016 Ã¼ber Dolmetscherkosten von insgesamt
523,60 â�¬. Mit Bescheid vom 2.3.2017 lehnte der Beklagte eine
KostenÃ¼bernahme hinsichtlich des als Antrag gewerteten Schreibens ab, weil die
fÃ¼r den von der KlÃ¤gerin beauftragten Dolmetscher angefallenen Kosten dem Â§
2 Abs. 2 KHG unterfallen wÃ¼rden und daher aus der KrankenhausvergÃ¼tung zu
finanzieren seien. Den hiergegen von der KlÃ¤gerin erhobenen Widerspruch wies
der Beklagte mit gleichlautenden Widerspruchsbescheiden vom 5. und 12.9.2017
zurÃ¼ck, weil die KlÃ¤gerin nicht Anspruchsinhaberin sei. Zudem seien die
Dolmetscherkosten durch die Fallpauschale abgedeckt. 

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 6.10.2017 Klage vor dem Sozialgericht (SG)
Oldenburg erhoben, die sie damit begrÃ¼ndet hat, ein Dolmetscher sei zur
VerstÃ¤ndigung im Rahmen der Diagnostik und fÃ¼r Ã¤rztliche
AufklÃ¤rungsgesprÃ¤che sowie fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung der Behandlung
unerlÃ¤sslich gewesen. Mit der EinfÃ¼hrung des Patientenrechtegesetzes 2013 sei
vom Gesetzgeber die Hinzuziehung einer sprachkundigen Person fÃ¼r erforderlich
angesehen worden, die ggf. auf Kosten des Patienten hinzuziehen sei. Daher
wÃ¼rden die Dolmetscherkosten zu den nach Â§Â§ 4 und 6 AsylbLG zu
erstattenden Kosten zÃ¤hlen.

Der Beklagte hat eingewandt, die Dolmetscherkosten wÃ¼rden nicht der
KostenÃ¼bernahmeerklÃ¤rung vom 14.7.2016 unterfallen, weil es sich hierbei nicht
um Kosten der stationÃ¤ren Behandlung handele. Hinsichtlich eines Anspruchs nach
Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG sei die KlÃ¤gerin nicht aktivlegitimiert. Die
Dolmetscherkosten hÃ¤tten zusÃ¤tzlich beantragt werden mÃ¼ssen und wÃ¼rden
nur den anspruchsberechtigten B und A zustehen. Die Kosten seien im Ã�brigen
durch das fÃ¼r die stationÃ¤re Behandlung gewÃ¤hrte Entgelt gedeckt.

Das SG hat nach Einholung des EinverstÃ¤ndnisses der Beteiligten ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil am 10.5.2021 die Klage abgewiesen, weil es
an einer Anspruchsgrundlage fehle. Â§ 6 AsylbLG sei im Hinblick auf den geltend
gemachten Anspruch der KlÃ¤gerin nicht einschlÃ¤gig. Â§ 4 AsylbLG kÃ¶nne
ebenfalls keinen Leistungsanspruch des Krankenhauses, sondern nur des
HilfebedÃ¼rftigen begrÃ¼nden. FÃ¼r einen Nothelferanspruch nach Â§ 6a AsylbLG
fehle es an einem Eilfall. Die KostenÃ¼bernahemeerklÃ¤rung vom 14.7.2016
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umfasse nicht die Dolmetscherkosten, sondern allein die Kosten fÃ¼r die
stationÃ¤re Behandlung. Es kÃ¶nne daher dahinstehen, ob Dolmetscherkosten von
der Fallpauschale mit umfasst sind. 

Hiergegen wendet sich die KlÃ¤gerin mit ihrer am 7.6.2021 eingelegten Berufung,
die sie darauf stÃ¼tzt, ihr Leistungsanspruch ergebe sich unmittelbar aus Â§ 4
AsylbLG i.V.m. der KostenÃ¼bernahmeerklÃ¤rung des Beklagten vom 14.7.2016.
Die im Rahmen eines therapeutischen AufklÃ¤rungsgesprÃ¤chs anfallenden
Dolmetscherkosten seien nach dem Willen des Gesetzgebers vom Patienten zu
tragen. Dies mÃ¼sse auch fÃ¼r Leistungen nach dem AsylbLG beziehende
Patienten gelten, fÃ¼r die eine KostenÃ¼bernahmepflicht aus Â§ 4 bzw. Â§ 6
AsylbLG folge. Ein Antrag sei hierfÃ¼r nicht erforderlich, weil die
Ã�bersetzungskosten untrennbarer Teil der Krankenhausbehandlung seien.

Â 

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich
sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des SG Oldenburg vom 10.5.2021 und den Ablehnungsbescheid des
Beklagten vom 2.3.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5. bzw.
12.9.2017 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, der KlÃ¤gerin die Kosten
fÃ¼r die Hinzuziehung eines Dolmetschers in HÃ¶he von 523,60 â�¬ zu erstatten. 

Â 

Der Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er wendet ein, ein Anspruch nach Â§ 4 AsylbLG kÃ¶nne nur vom HilfebedÃ¼rftigen
selbst geltend gemacht werden. Â§ 4 AsylbLG leite nicht einen mÃ¶glichen, aus Â§
630e BGB resultierenden Anspruch gegen den Patienten auf das Krankenhaus
Ã¼ber. Ein Anspruch ergebe sich auch nicht aus der KostenÃ¼bernahmeerklÃ¤rung
vom 14.7.2016, die den Leistungsumfang deutlich gemacht habe, insbesondere,
dass er nicht fÃ¼r sonstige notwendige Kosten direkt habe einstehen wollen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung durch Urteil einverstanden erklÃ¤rt (SchriftsÃ¤tze vom 30.8.2023).

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Prozessakte, der beigezogenen Verwaltungsakten des Beklagten (Leistungs-
und AuslÃ¤nderakten) und der Patientenakten von B und A Bezug genommen.
Diese Akten haben dem Senat vorgelegen und sind Gegenstand der
Entscheidungsfindung gewesen.Â  
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Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Der Senat entscheidet gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG mit EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil.

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte und wegen der den Senat
bindenden Zulassung durch das SG (Â§ 144 Abs. 2 und 3 SGG) statthafte Berufung
der KlÃ¤gerin ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat
die Klage zu Recht abgewiesen.

Gegenstand des Verfahrens ist der Ablehnungsbescheid des Beklagten vom
2.3.2017 in Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 5. bzw. 12.9.2017 (Â§ 95 SGG),
gegen die sich die KlÃ¤gerin im Wege einer kombinierten Anfechtungs- und
Leistungsklage (Â§Â§ 54 Abs. 1, 4, 56 SGG) wendet. Dies ergibt sich aus dem
erstinstanzlichen Klageantrag, dem nicht allein ein Zahlungsverlangen zu
entnehmen ist, sondern mit dem auch eine Aufhebung des an die KlÃ¤gerin
adressierten, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Bescheides vom
2.3.2017 begehrt wird, mit dem der Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin vom
5.10.2016 auf Ã�bernahme von Dolmetscherkosten abgelehnt hat. 

Die Beiladung einer gesetzlichen Krankenversicherung ist nicht erforderlich, weil die
im Leistungsbezug nach den Â§ 3 AsylbLG stehenden B und A nicht gesetzlich
krankenversichert gewesen sind. Ein Anspruch nach den Â§Â§ 27 ff. SGB V kommt
daher von vornherein nicht in Betracht. Auch ein Anspruch nach Â§ 264 Abs. 1 SGB
V (i.V.m. der Rahmenvereinbarung nach Â§Â 264 Abs. 1 SGB V fÃ¼r Niedersachsen
vom 14.3.2016) fÃ¼r EmpfÃ¤nger von Gesundheitsleistungen nach den Â§Â§ 4, 6
AsylbLG kommt nicht ernsthaft in Frage, weil eine Vereinbarung Ã¼ber die
Ã�bernahme der Krankenbehandlung nach Â§ 264 Abs. 1 Satz 2 SGB V nicht vorliegt
und Dolmetscherkosten in Â§ 4 Abs. 5 der o.g. Rahmenvereinbarung ausdrÃ¼cklich
von einer solchen Versorgung ausgenommen sind.

Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch gegen den Beklagten auf Ã�bernahme der
Dolmetscherkosten. Â 

Der Beklagte ist als nach Landesrecht sachlich zustÃ¤ndige BehÃ¶rde (Â§ 10
AsylbLG i.V.m. Â§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nds. AufnG) nach Â§ 10a Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Satz
1 und 4 AsylbLG auch Ã¶rtlich zustÃ¤ndig fÃ¼r die geltend gemachten Leistungen
in Einrichtungen. Danach ist fÃ¼r die Leistungen in Einrichtungen, die â�� wie hier
â�� der Krankenbehandlung (oder anderen MaÃ�nahmen nach diesem Gesetz)
dienen, die BehÃ¶rde Ã¶rtlich zustÃ¤ndig, in deren Bereich der
Leistungsberechtigte seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt der Aufnahme
hat oder in den zwei Monaten vor der Aufnahme zuletzt gehabt hat (Â§ 10a Abs. 2
Satz 1 AsylbLG). Als gewÃ¶hnlicher Aufenthalt i.S. dieses Gesetzes gilt der Ort, an
dem sich jemand unter UmstÃ¤nden aufhÃ¤lt, die erkennen lassen, dass er an
diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur vorÃ¼bergehend verweilt (Â§ 10a Abs.
3 Satz 1 AsylbLG). Abweichend hiervon enthÃ¤lt Â§ 10a Abs. 3 Satz 4 AsylbLG eine
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gesetzliche Fiktion: Ist jemand nach Â§ 10 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG, nach dem AsylG
oder nach dem AufenthG verteilt oder zugewiesen worden oder besteht fÃ¼r ihn
eine Wohnsitzauflage fÃ¼r einen bestimmten Bereich, so gilt dieser Bereich als sein
gewÃ¶hnlicher Aufenthalt. In diesen FÃ¤llen ist es fÃ¼r die Bestimmung des
gewÃ¶hnlichen Aufenthaltes i.S. des Â§ 10a Abs. 3 AsylbLG ohne Belang, ob sich die
leistungsberechtigte Person dort gewÃ¶hnlich oder auch nur tatsÃ¤chlich aufhÃ¤lt
(vgl. Groth in jurisPK-SGB XII, 3. Aufl. 2020, Â§ 10a AsylbLG Rn. 77). Die Ã¶rtliche
ZustÃ¤ndigkeit des Beklagten ergibt sich deswegen bereits aus der
Zuweisungsentscheidung der LAB vom 14.9.2015 betreffend die in seinem
Kreisgebiet liegende Gemeinde N..

GemÃ¤Ã� Â§ 4 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG sind die zur Behandlung akuter Erkrankungen
und SchmerzzustÃ¤nde erforderliche Ã¤rztliche und zahnÃ¤rztliche Behandlung
einschlieÃ�lich der Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur
Genesung, zur Besserung oder zur Linderung von Krankheiten oder
Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen zu gewÃ¤hren. Das BVerwG hatte zum
gleichlautenden Â§ 37 Abs. 2 Satz 1 BSHG entschieden, dass zu den â��sonstigen
Leistungenâ�� auch die Ã�bernahme von Kosten sprachlicher Hilfeleistungen durch
eine Begleitperson (â��Dolmetscherkostenâ��) gehÃ¶ren, wenn und soweit der
Anspruch auf Krankenhilfe ohne sprachliche Hilfestellung nicht erfÃ¼llt werden
kann (BVerwG, Urteil vom 25.1.1996 â�� 5 C 20/95 â�� juris Rn. 10). Jedoch betrifft 
Â§ 4 Abs. 1 AsylbLG allein das LeistungsverhÃ¤ltnis zwischen HilfebedÃ¼rftigem
und LeistungstrÃ¤ger (Frerichs in jurisPK-SGB XII, 3. Aufl. Stand 25.5.2023, Â§Â 4
AsylbLG Rn. 42 m.w.N.). Der KlÃ¤gerin als KrankenhaustrÃ¤gerin steht kein eigener
VergÃ¼tungsanspruch gegen den Beklagten als LeistungstrÃ¤ger zu (Frerichs in
jurisPK-SGB XII, 3. Aufl. Stand 25.5.2023, Â§ 4 AsylbLG Rn. 43 m.w.N.). 

Ein Anspruch der KlÃ¤gerin ergibt sich auch nicht aufgrund einer (verbindlichen)
KostenÃ¼bernahmeerklÃ¤rung des Beklagten, insbesondere nicht aufgrund der
Schreiben vom 14.7.2016. Darin hat der Beklagte â�� ohne Nennung eines
Bewilligungsadressaten â�� ausgefÃ¼hrt, dass die Kosten der stationÃ¤ren
Behandlung fÃ¼r die HilfebedÃ¼rftigen B bzw. A â��vom 25.7.2016 bis
voraussichtlich 27.7.2016â�� bzw. â��28.7.2016 bis voraussichtlich 29.7.2016â��
gemÃ¤Ã� Â§ 4 AsylbLG Ã¼bernommen werden sollten. Nach allgemeinen Regeln
(Â§ 133 BGB) sind diese Schreiben als bloÃ�e Mitteilung des Beklagten auszulegen,
dass er den HilfebedÃ¼rftigen B bzw. A â�� und nicht der KlÃ¤gerinÂ â��
Leistungen nach Â§ 4 AsylbLG gewÃ¤hrt. Dies entspricht zum einen der materiellen
Rechtslage. Anspruchsberechtigt nach Â§ 4 AsylbLG kann nur der
leistungsberechtigte AuslÃ¤nder selbst sein (vgl. BSG, Urteil vom 30. Oktober 2013
â�� B 7 AY 2/12 R â�� juris, Rn. 26 m.w.N.). Zum anderen ist das Schreiben nach
Eingang der Ã�berweisungsscheine bei dem Beklagten in Zusammenschau mit dem
Arztbrief der KlÃ¤gerin vom 11.5.2016 erfolgt und daher (nur) so zu verstehen, dass
die Behandlungskosten â�� ohne Einbindung der HilfebedÃ¼rftigen in die
Kostenerstattung â�� direkt mit dem Beklagten sollten abgerechnet werden
kÃ¶nnen, ohne dass der KlÃ¤gerin als Leistungserbringerin ein eigener
Zahlungsanspruch gegen den Beklagten eingerÃ¤umt worden ist (so bereits zu
einem vergleichbaren Sachverhalt Senatsurteil vom 26.11.2015 â�� L 8 AY
Â Â Â Â Â 63/12Â -). Der Zusatz â��Die Kostenzusage dient der Behandlung einer

                               6 / 9

https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/10.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/10a.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/10a.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/4.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=5%20C%2020/95
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/4.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/4.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/4.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/4.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/4.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/133.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/4.html
https://dejure.org/gesetze/AsylbLG/4.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%207%20AY%202/12%20R


 

akuten Erkrankung oder Schmerzzustandes.â�� macht ferner deutlich, dass der
Beklagte hiermit eine Behandlung von B und A durch die KlÃ¤gerin sicherstellen
wollte, ohne bereits seinen Rechtsbindungswillen dem Grunde (und der HÃ¶he
nach) zur Ã�bernahme von Dolmetscherkosten zum Ausdruck bringen zu wollen
(zum Erfordernis eines unzweifelhaft deutlich gewordenen Rechtsbindungswillens
bei einer sozialhilferechtlichen KostenÃ¼bernahmeerklÃ¤rung: vgl. OVG Nordrhein-
Westfalen, Urteil vom 8.12.1994Â  â�� 24 A 3212/92 â�� juris Rn. 18; Frerichs,
a.a.O., Rn. 43). Dies zeigt sich auch daran, dass er sich in den Schreiben vom
14.7.2016 zu weiteren denkbaren Kostenpositionen (z.B. Kosten fÃ¼r ambulante
oder teilstationÃ¤re Therapien, Begleitkosten) geÃ¤uÃ�ert hat. Vor diesem
Hintergrund kann der Senat die Streitfrage offenlassen, ob die Dolmetscherkosten
durch das pauschalierte VergÃ¼tungssystem bzw. von der Fallpauschale abgedeckt
und damit vom KrankenhaustrÃ¤ger zu tragen sind (Â§Â§ 7 Abs. 1 Satz 2, 2 Abs. 1,
2 KHEntgG; so SG Hamburg, Urteil vom 24.3.2017 â�� S 48 KR 1082/14 ZVW â��
juris Rn. 24 und Urteil vom 9.10.2017 â�� SÂ 46 KR 1744/16 â�� juris Rn. 24). 

Ein Anspruch der KlÃ¤gerin nach Â§ 6 AsylblLG scheidet ebenfalls aus. GemÃ¤Ã� Â§
6 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG kÃ¶nnen â��sonstige Leistungenâ�� insbesondere
gewÃ¤hrt werden, wenn sie im Einzelfall zur Sicherung des Lebensunterhalts oder
der Gesundheit unerlÃ¤Ã�lich, zur Deckung besonderer BedÃ¼rfnisse von Kindern
geboten oder zur ErfÃ¼llung einer verwaltungsrechtlichen Mitwirkungspflicht
erforderlich sind. Dieser Ã¼ber den Leistungsumfang des Â§ 4 Abs. 1 AsylbLG
hinausgehende besondere Auffangtatbestand begrÃ¼ndet jedoch â�� ebenso wie 
Â§ 4 AsylbLG â�� nur einen Anspruch des HilfebedÃ¼rftigen selbst (Frerichs in
jurisPK-SGB XII, 3. Aufl. Stand 25.5.2023, Â§Â 6 AsylbLG Rn. 15 f.).

Der KlÃ¤gerin steht die Geltendmachung des Anspruchs auch nicht aus
abgetretenem Recht zu. 

Es kann offenbleiben, ob eine Abtretung schon wegen des Abtretungsverbotes nach
Â§ 17 Abs.Â 1 Satz 2 SGB XII, das im AsylbLG entsprechend anzuwenden ist (BSG,
Urteil vom 30.10.2013 â��Â B 7 AY 2/12 R â�� juris Rn. 27), ausgeschlossen ist, weil
die KlÃ¤gerin eine Abtretung der AnsprÃ¼che durch die gesetzlichen Vertreter von
B und A schon nicht dargelegt hat. Lediglich fÃ¼r FÃ¤lle, in denen der
HilfebedÃ¼rftige die Leistung â�� hier also die TÃ¤tigkeit des Dolmetschers â��
selbst beschafft oder vorfinanziert hat, wird diskutiert, ob ausnahmsweise eine
Abtretung des sich dann vom Sachleistungs- in einen Freistellungs- oder
Geldleistungsanspruch gewandelten Anspruchs mÃ¶glich ist (BSG, a.a.O., Rn. 28).
Dies ist hier aber nicht der Fall. Zum einen haben nicht B und A, sondern hat die
KlÃ¤gerin den Dolmetscher beauftragt. Zum anderen ist Voraussetzung, dass der
Anspruch bereits festgestellt ist, um einen Eingriff in das Recht auf informelle
Selbstbestimmung des LeistungsempfÃ¤ngers wegen des hÃ¶chstpersÃ¶nlichen
Charakters des Anspruchs zu vermeiden, der selbst in der Hand haben soll, ob er
sensible Daten seiner Erkrankung und Behandlung preisgeben mÃ¶chte (BSG, Urteil
vom 30.10.2013, a.a.O. m.w.N.). Eine solche Anspruchsfeststellung ist vorliegend
nicht getroffen worden, insbesondere nicht mit den Schreiben vom 14.7.2016
(s.o.). 
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Auch ein Nothelferanspruch der KlÃ¤gerin (aus eigenem Recht) gemÃ¤Ã� Â§ 6a
AsylbLG besteht nicht. Ein Nothelferanspruch â�� gleichgÃ¼ltig, ob dieser sich aus 
Â§ 25 SGB XII (i.V.m. Â§ 2 AsylbLG) oder Â§ 6a AsylbLG ergibt â�� wird durch die
originÃ¤ren AnsprÃ¼che von B und A verdrÃ¤ngt. Es fehlt an einem Eilfall im Sinne
dieser Vorschriften. Das sozialhilferechtliche Moment des Eilfalls trÃ¤gt dem
Umstand Rechnung, dass ein Anspruch des Nothelfers nur so lange bestehen kann,
wie der LeistungstrÃ¤ger keine Kenntnis vom Leistungsfall hatte. Sowohl fÃ¼r Â§ 25
SGB XII als auch fÃ¼r Â§ 6a AsylbLG gilt, dass zwischen dem Anspruch des
Nothelfers und dem des HilfebedÃ¼rftigen ein ExklusivitÃ¤tsverhÃ¤ltnis besteht:
Sobald der LeistungstrÃ¤ger Kenntnis von der HilfebedÃ¼rftigkeit hat, setzt nach 
Â§Â 18 SGBÂ XII der Anspruch des HilfebedÃ¼rftigen ein, der dann einen Anspruch
des Nothelfers ausschlieÃ�t. Die Kenntnis bildet somit die ZÃ¤sur fÃ¼r die
unterschiedlichen AnsprÃ¼che (BSG, Urteil vom 12.12.2013, a.a.O.; Urteil vom
23.8.2013 â�� B 8 SO 19/12 R â�� juris Rn. 18; LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom
28.4.2021 â�� L 12 SO 61/21 â�� juris Rn. 38 ff.; LSG Hamburg, Urteil vom
15.8.2022 â�� L 4 AY 3/21 â�� juris Rn. 26). Nach Â§Â 18 SGBÂ XII, der in Â§Â 6b
AsylbLG in Verfahren nach dem AsylbLG fÃ¼r entsprechend anwendbar erklÃ¤rt
wird, setzt die Sozialhilfe ein, sobald dem TrÃ¤ger das Vorliegen der
Leistungsvoraussetzungen bekannt wird. Ebenso wie Â§Â 25 SGBÂ XII setzt daher 
Â§Â 6a AsylbLG die Unkenntnis des LeistungstrÃ¤gers voraus (so fÃ¼r Â§ 25 SGB XII
ausdrÃ¼cklich: BSG, Urteil vom 12.12.2013 â�� B 8 SO 13/12 R â�� juris Rn. 17;
LSG Hamburg, Urteil vom 28.4.2022 â�� L 4 AY 8/20 â�� juris Rn. 24 ff.).
Hintergrund ist der Sinn und Zweck des Nothelferanspruchs, der (nur) dann zum
Tragen kommt, wenn der an sich fÃ¼r die Leistung zustÃ¤ndige AsylbLG-
LeistungstrÃ¤ger nicht oder nicht schnell genug Ã¼ber den Leistungsfall in Kenntnis
gesetzt werden kann, die einem Dritten entstandenen angemessenen
Aufwendungen jedoch ersetzt werden sollen, die bei rechtzeitiger Kenntnis der
LeistungstrÃ¤ger zu tragen hÃ¤tte (Waldhorst-Kahnau in jurisPK-SGB XII, 3. Aufl.
Stand 1.2.2020, Â§ 6a AsylbLG Rn. 15 f.). Auf diese Weise wird eine Ã¤rztliche
Behandlung von Leistungsberechtigten auch in EilfÃ¤llen sichergestellt.

Der Beklagte hatte vor dem Anfall der Kosten in jedem Falle die notwendige
Kenntnis von dem Bedarfsfall i.S. des Â§ 6b AsylbLG i.V.m. Â§ 18 SGB XII. Kenntnis
i.S.d. Â§ 18 Abs. 1 SGB XII bzw. Â§ 6b AsylbLG i.V.m. Â§ 18 SGB XII setzt die
positiven Kenntnisse aller Tatsachen voraus, die den LeistungstrÃ¤ger in die Lage
versetzen, die Leistung zu erbringen (BSG, Urteil vom 2.2.2012 â�� B 8 SO 5/10 R
â�� juris Rn. 18). Ausreichend ist das Darlegen der Notwendigkeit der Hilfe, wobei
positive Kenntnis des spezifischen Bedarfsfalls ausreichend ist (BSG, Urteil vom
28.8.2018 â��Â B 8 SO 9/17 R â�� juris Rn. 18 m.w.N.). Der konkrete finanzielle
Bedarf muss noch nicht bekannt sein (BSG, a.a.O.). Es kann insoweit dahingestellt
bleiben, ob fÃ¼r die Vermittlung der erforderlichen Kenntnis i.S. des Â§ 6b AsylbLG
i.V.m. Â§ 18 SGB XII bereits der Eingang der Ã¤rztlichen Ã�berweisungen fÃ¼r B
und A ausgereicht hat und damit die Notwendigkeit von Hilfe â�� bezogen auf die
Grunderkrankung als spezifischer Bedarfsfall â�� dargetan gewesen ist (vgl. dazu
etwa BSG, Urteil vom 28.8.2018 â�� BÂ 8 SO 9/17 R â�� juris Rn. 18 m.w.N.; s. auch
Senatsurteil vom 6.10.2022 â�� L 8 AY 46/20 -). Vom Bedarfsfall hatte der Beklagte
spÃ¤testens infolge der E-Mail-Korrespondenz mit dem Ã�bersetzungsbÃ¼ro am
21.7.2016, mithin vor der stationÃ¤ren Aufnahme, Kenntnis. 
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Eine Kostenerstattung kommt auch nicht aus einem anderen Rechtsgrund in
Betracht, insbesondere ist das Rechtsinstitut der (Ã¶ffentlich-rechtlichen)
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung ohne Auftrag in diesen FÃ¤llen nicht anwendbar (BSG, Urteil
vom 30.10.2013, a.a.O., Rn.Â 25).

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1
VwGO. FÃ¼r das Verfahren werden Kosten erhoben, weil weder die KlÃ¤gerin noch
der Beklagte zu den in Â§Â 183 SGG genannten Personen gehÃ¶rt (Â§ 197a SGG),
auch nicht unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsprechung des BSG zur
Kostenprivilegierung des Nothelfers i.S. des Â§ 183 SGG (Beschluss vom 11.6.2008
â�� B 8 SO 45/07 B â�� juris Rn. 8 ff.).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor. Auf
die bislang hÃ¶chstrichterlich noch nicht geklÃ¤rte Frage, ob fremdsprachige
Patienten im Rahmen einer BehandlungsaufklÃ¤rung angefallene
Dolmetscherkosten nach dem AsylbLG erfolgreich beanspruchen kÃ¶nnen, kommt
es vorliegend nicht an (s. hierzu Falk, RP Reha Nr. 3/2017, S. 30 ff.; DVfR,
Fachbeitrag E 1-2018; zur sozialrechtlichen ErstattungsfÃ¤higkeit s. Schneider, SGb
2021, 222Â ff.). 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 63 Abs. 2
und Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. Â§ 52 Abs. 1 GKG. Sie ist unanfechtbar. 

Erstellt am: 15.01.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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